Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3607 


Sachgebiet 752 


Kleine Anfrage 


der Abgeordneten Springorum, Dr. Burgbacher, Russe 
und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Energieversorgung 


Die deutschen Stromversorgungsunternehmen weisen in zuneh- 
mendem Maße auf die 1976/77 und in den folgenden Jahren zu 
erwartenden Engpässe in der Stromversorgung hin. Diese zu er- 
wartenden Schwierigkeiten werden begründet mit den immer 
länger werdenden Bauzeiten besonders für Kernkraftwerke und 
mit den sonstigen Problemen, die dem notwendigen beschleu- 
nigten Ausbau von Kernkraftkapazitäten entgegenstehen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. In welchem Umfang ist die Errichtung neuer Kraftwerks- 
kapazitäten innerhalb der nächsten zehn Jahre notwendig, 
damit keine Versorgungsengpässe auf treten, und wie wird 
sich der Anteil der Kernkraftwerke an der Gesamtkapazität 
entwickeln? 

2. Mit welchem Zeitaufwand rechnet die Bundesregierung 
vom Beginn der Planung an bis zur Inbetriebnahme eines 
Kernkraftwerkes und für die Erledigung der Einsprüche? 

3. Nimmt die Bundesregierung den - auch aus zum Teil ideo- 
logischen Gründen - immer stärker werdenden Wider- 
stand gegen den Bau von Kernkraftwerken, der mit dem 
Schutz vor eventuellen Umweltgefahren begründet wird, 
ernst, oder hält sie ihn für nicht ins Gewicht fallend? 

4. Die Mitteilung der US-Regierung an den Kongreß und 
andere Ereignisse der letzten Zeit machen deutlich, daß 
sich die USA und ebenfalls die UdSSR in den nächsten Jah- 
ren in immer stärker werdendem Umfang aus den Nahost- 
ländern mit Mineralöl zu versorgen beabsichtigen. Die ge- 
schätzten Zahlen für den künftigen Importbedarf dieser bei- 
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den Länder gehen sogar über die derzeitige Ölförderung in 
diesem Raum weit hinaus. Ist die Bundesregierung über- 
zeugt, daß unter diesen Umständen der deutsche Bedarf an 
preisgünstigem Mineralöl langfristig aus diesem Raum ge- 
deckt werden kann? 

5. Treffen Meldungen zu, daß die Jahresproduktion aus dem 
Erdgasfeld Groningen erheblich unter den früher geschätz- 
ten Zahlen liegt und daß infolgedessen niederländisches 
Erdgas neuen Industrien und insbesondere neuen Kraftwer- 
ken, wenn überhaupt, nur begrenzt zur Verfügung stehe 
und damit nicht den erwarteten Anteil an der künftigen 
Stromversorgung übernehmen könne? 

6. Entspricht es den Tatsachen, daß im vergangenen Jahr 
trotz umfangreicher Explorationen in Westdeutschland der 
Verbrauch an Erdgas um 2 Mrd. m 3 über den neu entdeck- 
ten Reserven gelegen hat und daß der Erdgasbedarf der 
Bundesrepublik, der 1971 noch zu 70% aus inländischen 
Quellen gedeckt werden konnte, spätestens 1975 zum weit- 
aus größten Teil aus Importen gedeckt werden muß? 

7. Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussichten der Be- 
mühungen, zumindest einen Teil der Ekofisk -Vorkommen 
für den deutschen Erdgasmarkt verfügbar zu machen? Kann 
die Bundesregierung Angaben darüber machen, ob und in 
welchem Umfang sich bei einem Erfolg dieser Bemühungen 
eine Erhöhung des bisherigen Preisniveaus für Erdgas er- 
geben wird? 

8. Die Bundesregierung hat den Ministerrat in Brüssel auf die 
drohende Gefahr hingewiesen, daß im Bau oder in Planung 
befindliche deutsche Kernkraftwerke keine gesicherte Ver- 
sorgung mit angereichertem Uran haben. Glaubt die Bun- 
desregierung, daß die Versorgung aus den USA langfristig 
ausreicht, oder ist sie der Meinung, daß europäische Uran- 
anreicherungsanlagen so rechtzeitig erstellt sein werden, 
daß eine Versorgungslücke nicht entstehen kann? 

9. Bis zu welchem Zeitpunkt müßte eine europäische Uran- 
anreicherung zur Verfügung stehen? 

10. Entspricht es den Tatsachen, daß seitens amerikanischer 
Behörden der Grundsatz der Nichtdiskriminierung euro- 
päischer Verbraucher von angereichertem Uran abgelehnt 
worden ist? 

11. Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung der Meldung 
bei, daß eine britische Regierungskommission gefordert hat, 
den Bau von Kernkraftwerken so lange einzustellen, bis 
ein Mittel zur Vernichtung des atomaren Abfalls gefunden 
ist? 
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12. Immer deutlicher zeichnet sich die Sorge ab, daß sich in 
einer neuen weltweiten Hochkonjunktur die Versorgung 
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der Bundesrepublik mit Primär- und Sekundärenergie 
schwieriger gestalten wird als 1969/70. Hat die Bundes- 
regierung für diesen Fall Versorgungspläne vorbereitet, 
oder hält sie diese für nicht notwendig? 

13. Reicht nach Ansicht der Bundesregierung der geplante 
Neubau von 6000 MW Kapazität auf der Basis von Stein- 
kohle aus, um bis zum Jahre 1980 und danach mögliche 
Lücken in der Stromversorgung auszufüllen und gleich- 
zeitig die Abhängigkeit in der Energieversorgung ausrei- 
chend zu mildern? 

14. Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die für den Neu- 
bau von 6000 MW Steinkohlenkraftwerkskapazität derzeit 
vorgesehenen finanziellen Anreize ausreichend sind, um 
der Elektrizitätswirtschaft die Realisierung des vollen Pro- 
gramms zu ermöglichen? 

15. Glaubt die Bundesregierung, daß weitere, über den von der 
Ruhrkohle AG vorgelegten Anpassungsplan hinausgehende 
Stillegungen von Steinkohlenzechen vertretbar sind allein 
mit der Begründung, daß zur Zeit die Steinkohle im Ver- 
hältnis zu anderen Primärenergien teurer ist? 

16. In der Pressemitteilung des Bundesministeriums für Wirt- 
schaft und Finanzen vom 30. Mai 1972 wird von einer Ver- 
besserung der Situation der Ruhrkohle AG im Rahmen der 
Energiepolitik der Bundesregierung gesprochen. Kann die 
Bundesregierung diesen Rahmen - soweit er den deutschen 
Steinkohlenbergbau betrifft - bereits nennen, und kann die 
Bundesregierung deutlich machen, was sie unter einer 
langfristigen Konsolidierung - laut oben erwähnter Presse- 
mitteilung - im Rahmen dieser Energiepolitik versteht? 

17. Der Bund der italienischen Koksproduzenten (COMIKOKE) 
hat bei der EG-Kommission einen Plan für eine Gemein- 
schaftslösung vorgelegt, mit der langfristig die Kokskohlen- 
versorgung der europäischen Verbraucher auf der Basis 
vorwiegend inländischer Vorkommen gesichert werden 
soll. Wie beurteilt die Bundesregierung diesen Vorschlag, 
und ist sie bereit, eine Realisierung dieses Vorschlags in 
ihre energiepolitischen Überlegungen einzubeziehen? 

18. Treffen Meldungen zu, daß italienische, französische, nie- 
derländische und britische Käufer langfristige Verträge 
für die Lieferung von Kokskohle aus den Lagerstätten in 
Zentral-Queensland abgeschlossen haben, und ist es der 
Bundesregierung bekannt, um wieviel sich die Preise 
australischer Kokskohle cif europäischer Hafen und deut- 
scher Kokskohle unterscheiden? 

19. Kann die Bundesregierung mitteilen, weichen Rang sie im 
Rahmen ihrer Energiepolitik einer auch in Zukunft sicheren 
Energieversorgung einräumt? 
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20. Gibt die Bundesregierung auf dem Gebiet der Energiever- 
sorgung dem Prinzip der Marktwirtschaft Priorität oder der 
These der M.I.T.-Studie über die Unverantwortlichkeit der 
Verschwendung von Rohstoffen? 


Bonn, den 23. Juni 1972 


Springorum 
Dr. Burgbacher 
Russe 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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